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ZGR Zeitschrift für Unternehmens- und Gesellschaftsrecht
ZIP Zeitschrift für Wirtschaftsrecht
ZPO Zivilprozessordnung
ZRP Zeitschrift für Rechtspolitik
ZTR Zeitschrift für Tarifrecht
ZUM-RD Zeitschrift für Urheber- und Medienrecht, Rechtsprechungsdienst
ZZP Zeitschrift für Zivilprozess
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A. Einleitung

I. Gegenstand und Ziel dieser Untersuchung

„Eppur si muove!“ – der Legende nach, der Protest des italienischen Univer-
salgelehrten Galileo Galilei (1564–1642) auf die Verurteilung zum Widerruf seiner
Thesen über das kopernikanische Weltbild durch die „heilige Inquisition“ im Jahre
1633 – „Sie dreht sich doch!“1

Auch fast 400 Jahre nach dem wohl berühmtesten Widerrufsprozess der Ge-
schichtewird derWiderruf mitunter noch immer imHinblick auf eine inquisitorische
Wirkung kritisiert. So mahnte Pawlowski anlässlich der Schaffung des bis heute –
soweit ersichtlich – einzigen in der deutschen Zivilrechtsordnung ausdrücklich
normierten Widerrufsanspruchs2 in § 13 Abs. 1 AGBG, „die Verurteilung zum Wi-
derruf von Ratschlägen und Meinungen kennt nur der Ketzerprozess“3. Dieser An-
spruch betraf bereits damals den Widerruf der Empfehlung von unzulässigen All-
gemeinen Geschäftsbedingungen.

Trotz seiner Singularität im Konvolut deutscher Gesetzestexte wurde er im
Vergleich zu den nicht normierten Widerrufsansprüchen, deren dogmatische Her-
leitungen, Voraussetzung und Rechtsfolgen in Rechtsprechung und Literatur mitt-
lerweile gut begründet und dokumentiert sind, in den Folgejahrzehnten wenig er-
forscht. Nur vereinzelnd ergingen gerichtliche Entscheidungen zum Widerrufsan-
spruch und wenn lediglich als bloßer Appendix zum in derselben Vorschrift gere-
gelten Unterlassungsanspruch. Aus diesemGrund fokussierte sich auch die Literatur
vorrangig auf denUnterlassungsanspruch. Dies änderte sich nicht mit demÜbergang
des Anspruchs in § 1 UKlaG im Zuge der Schuldrechtsreform. Und so bestehen
diesbezüglich bis heute eine Vielzahl offener Fragen und ungelöster Widersprüche.
Darüber hinaus bedürfen auch bisher vermeintlich geklärte Fragen vor dem Hin-
tergrund des sich im stetigenWandel begriffenen Unionsrechts einer neuen Prüfung.

Ziel dieser Arbeit ist es, den Widerrufsanspruch nach § 1 UKlaG seinem Inhalt
nach zu untersuchen, vermeintlich Gesichertes zu hinterfragen, sowie bestehende
Fragen undWidersprüche einer Lösung zuzuführen, um so Reichweite und Grenzen
des Anspruchs zu ergründen. Denn nur ein in seiner Reichweite und seinen Grenzen

1 Isay, GRUR 1933, 1.
2 Der Widerruf als Verfügungsgeschäft ist im Zivilrecht hingegen an verschiedenen Stellen

geregelt, wie z.B. in § 130 Abs. 1 Satz 2 BGB, § 355 Abs. 1 Satz 1 BGB, § 530 Abs. 1 BGB,
§ 658 Abs. 1 BGB, § 2271 Abs. 1 Satz 1 BGB.

3 Pawlowski, BB 1978, 161, 164.



bekannter Anspruch garantiert eine am Vorrang des Gesetzes orientierte Anwen-
dung.

II. Gliederung der Untersuchung

Diese Arbeit gliedert sich im Wesentlichen in vier Teile (B.–E.), von denen der
erste Teil (B.) die Grundlagen zum Widerrufsanspruch und AGB-Recht untersucht.
Es lässt sich dahingehend in zwei Abschnitte untergliedern. Im ersten Abschnitt (I.)
werden die dogmatischen Grundlagen des Widerrufsanspruchs dargestellt, seine
historische Entwicklung, Zielsetzung und Rechtsnatur. Darüber hinaus werden seine
beseitigungs- und schadensrechtlichen Wurzeln untersucht sowie der allgemeine
Widerrufsanspruch nach § 1004 BGB als Grundlage für die weitere Erarbeitung des
Widerrufsanspruchs nach § 1UKlaG.Der zweite Abschnitt (II.) des ersten Teils führt
in die Grundlagen des Rechts der Allgemeinen Geschäftsbedingungen ein. Insofern
werden u. a. die Bedeutung von Allgemeinen Geschäftsbedingungen und die sich
daraus ergebenden Herausforderungen für die Rechtsordnung aufgezeigt sowie
deren Entwicklung in Bezug auf unzulässige Allgemeine Geschäftsbedingungen.

Der zweite Teil (C.) stellt den Widerrufsanspruch nach § 1 UKlaG inhaltlich dar.
Dieser Teil kann imWesentlichen wiederum in vier Abschnitte untergliedert werden.
Diese beschäftigen sich nacheinander mit den Grundlagen (I.), Voraussetzungen
(II.), Rechtsfolgen (III.) und Einwendungen des Widerrufsanspruchs (VII.).
Schwerpunkte sind hier insbesondere die Klärung von unbestimmten Rechtsbe-
griffen wie dem Tatbestandsmerkmal „für den rechtsgeschäftlichen Verkehr“ sowie
die Untersuchung des nicht in § 1 UKlaG genannten Anspruchsinhabers und dessen
dogmatische Einordnung.

Im dritten Teil (D.) werden die verfahrensrechtlichen Aspekte des Widerrufs-
anspruchs beleuchtet. Den Schwerpunkt der Untersuchung bilden hier Prozessma-
xime (I.) und streitgegenstandsbezogene Verfahrensaspekte (II.).

Der vierte und letzte Teil (E.) befasst sich mit den verfassungsrechtlichen As-
pekten des Widerrufsanspruchs, insbesondere dessen Vereinbarkeit mit der Mei-
nungsfreiheit.
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B. Einführung zum Widerrufsanspruch im Allgemeinen
und zum Recht der Allgemeinen Geschäftsbedingungen

I. Grundlagen des Widerrufsanspruchs

Widerrufsansprüche werden in der deutschen Rechtsordnung in verschiedenen
Gesetzen gewährt (z.B. § 1004 BGB, § 8 Abs. 1 UWG) und gehören ihrer Funktion
nach zu den rechtsgutschützenden Ansprüchen, wie beispielsweise auch die Un-
terlassungsansprüche und allgemeinen Beseitigungsansprüche. Allerdings begrün-
den Widerrufsansprüche einen besonders einschneidenden und persönlichen An-
spruch. Denn, auch wenn das Bundesverfassungsgericht mehrfach dargelegt hat,
dass die Verurteilung zum Widerruf nicht mit einem Schuldvorwurf verbunden sei
und ihr auch jeder Sanktionscharakter fehle,1 wird die Verpflichtung zum Widerruf
vom Verpflichteten naturgemäß als aufoktroyiertes Fehlereingeständnis empfunden
und insbesondere deshalb als besonders schwerer und nicht zuletzt auch peinlicher
bis demütigender Eingriff wahrgenommen, weil sie die persönliche oder fachliche
Integrität betrifft.

1. Historische Entwicklung

Aufgrund dieser Eingriffsschwere tat sich die deutsche Rechtsprechung lange
schwer, sich zum Widerrufsanspruch eindeutig zu positionieren. Im Folgenden soll
die historische Entwicklung des Widerrufsanspruchs im deutschen Raum dargestellt
werden. Denn der Widerrufsanspruch ist als Rechtsinstitut „kein fertiger Bau aus
einem Guss“, sondern in seiner jetzigen Form vielmehr ein Produkt seiner histori-
schen Entwicklung, bei der über verschiedene Epochen hinweg neue Ideen mit
tradierten Regeln um ihre Verwirklichung rangen. Aus diesemGrundmuss jeder, der
den heutigen Zustand des Widerrufsanspruchs verstehen und daraus Ableitungen
ziehen will, die Herkunft und Entwicklung dieses Instituts nachvollziehen.

1 BVerfG, Nichtannahmebeschluss vom 28. August 2003 – 1 BvR 2194/02, NJW 2004,
354, 355, juris Rn. 19; BVerfG, Kammerbeschluss vom 12. Dezember 1990 – 1 BvR 839/90,
NJW 1991, 1475, 1476, juris Rn. 18; Klass, in: Erman, BGB, Anhang zu § 12, Rn. 292.




